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Pressemitteilung

zur Demonstration der Bürgermeister der saarländischen Kommunen

vor dem Landtag am 25.11.2014

Es ist „Fünf nach Zwölf“: 

Saarländische Bürgermeister/innen demonstrieren vor dem Landtag des Saarlandes
Am 25.11.2014 wird die Öffentlichkeit Zeuge eines bislang einmaligen Vorgangs.

Der Not gehorchend haben sich die saarländischen Oberbürgermeister/in und Bürgermeister/innen zu einem drastischen Schritt entschlossen. 

Sie demonstrieren vor dem Landtag des Saarlandes gegen den von der Landesregierung vorgelegten Landeshaushalt 2015. 

Warum?

In dem Entwurf des Landeshaushalts 2015 ist – ohne Rücksicht auf die ohnehin schon hochkritische Finanzsituation der Kommunen – ein neuerlicher Eingriff in kommunales Geld in Höhe von 54 Millionen Euro geplant.

Zur Sanierung seines eigenen Landeshaushalts entzieht das Land den Kommunen im Landeshaushalt 2015 Finanzmittel in Höhe von 54 Millionen Euro. Dazu kommen noch 51 Millionen Euro an bislang schon laufenden jährlichen Sanierungsbeiträgen der Kommunen. 
Trotz der daraus sich ergebenden Gesamtbelastung der Kommunen im Landeshaushalt von 105 Millionen Euro verweist das Land selbstzufrieden darauf, 65 Millionen Euro eingespart zu haben.

Stünden den Kommunen diese Mittel, die sie zur Sanierung des Landeshaushalts beitragen, zur Verfügung, wäre die strukturelle Finanzierungslücke der Kommunen zum großen Teil geschlossen!

Die Kommunen hätten mehr Geld für 

· Krippen 
· Kindergärten 

· Schulen 

· Sport und Kultur 

· Infrastruktur und

· soziale Angelegenheiten.

Damit könnten sie zu einem besseren Wohn- und Wirtschaftsstandort Saarland beitragen und zu tausenden Arbeitsplätzen in der freien Wirtschaft.

Darüber hinaus gilt Folgendes:

Die von der Landesseite unter Verweis auf die eigene Haushaltsnotlage immer wieder geforderte Solidarität zwischen Kommunen und Land darf aus der Sicht der saarländischen Städte und Gemeinden keine Einbahnstraße sein. 

Es kann nicht sein, dass das Land von den Kommunen Solidarität angesichts der eigenen Haushaltsnotlage fordert, seinen eigenen Haushalt aber zu Lasten der Kommunen saniert.

Genau dies ist ausweislich des Haushaltsentwurfs des Landes für das Jahr 2015 jedoch nochmals geschehen. Allein die geplante „Neuentnahme“ zu Lasten der Kommunen beläuft sich im Landeshaushalt 2015 auf rund 54 Millionen Euro:

Worum geht es?

Grunderwerbsteuer 22 Millionen Euro
· Vom Aufkommen aus der Grunderwerbsteuer fließen nach der geplanten Neuregelung nur noch 20,55% statt zuvor 43,86% der kommunalen Seite zu. Dies bedeutet für die Städte und Gemeinden unterm Strich eine Einbuße von rund 22 Millionen Euro.
Kommunaler Entlastungsfonds 17 Millionen Euro
· Bezüglich des Kommunalen Entlastungsfonds fehlt eine Nachfolgeregelung für das Jahr 2015 in Höhe von 17 Millionen Euro. Klarzustellen ist hier, dass es sich bei den im Haushalt 2015 nominal zur Auszahlung ausgewiesenen Mitteln in dieser Höhe um die noch nicht ausgezahlten KELF-Mittel des Jahres 2014 handelt.
Auch in der mittelfristigen Finanzplanung tauchen KELF-Mittel für 2015 bis 2018 nicht auf.
Regionalisierungsmittel ÖPNV 3 Millionen Euro
· Im Bereich der Regionalisierungsmittel ÖPNV sind im Haushalt 2015 Kürzungen von 3 Millionen Euro vorgesehen.
vom Bund geplante Sofortentlastung der Kommunen 12 Millionen Euro
· Die vom Bund geplante Sofortentlastung der Kommunen in Höhe von 1 Milliarde Euro, von der an die saarländischen Kommunen rund 12 Millionen Euro über Umsatzsteueranteile und Kostenübernahme bei Sozialkosten (KdU) fließen sollen, vereinnahmt das Land durch Vorwegentnahme aus dem kommunalen Finanzausgleich für sich mit der Begründung, ursprünglich habe diese Hilfe über die Eingliederungshilfe transportiert werden sollen.

Hinzu kommen jährlich noch 

· die jährliche Entnahme von 16 Millionen Euro Kulturabgabe und 

· der schon seit 2005 jährlich in den Finanzausgleich eingerechnete „ständige Sanierungsbeitrag der Kommunen für den Landeshaushalt“ in Höhe von 25 Millionen Euro plus Dynamisierung, d.h. 35 Millionen Euro im Jahr 2015.

Der hierauf insgesamt beruhende „Sparbeitrag“ der Kommunen zum Landeshaushalt von 2005 bis 2015 beläuft sich auf sage und schreibe 605 Millionen Euro.
Damit kann von einer angemessenen Finanzausstattung der Städte und Gemeinden, die eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung ermöglicht, nicht mehr die Rede sein. 

Deshalb kämpfen wir um unsere 54 Millionen Euro, die uns das Land im Landeshaushalt 2015 vorenthält.

Wir bleiben dabei:  
So nicht!  Hände weg vom kommunalen Geld!

Saarbrücken, 25.11.2014
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